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Sachbearbeiter/-in: 

Mag. Michaela Lanik 

Geschäftszahl: 

VA-W-SOZ/0068-A/1/2018 

Datum: 
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Sehr geehrter Herr Nigg! 

Ich beziehe mich auf Ihre Vorbringen, in welchen Sie sich in Vertretung von mehreren ehemaligen 

Heimopfern an die Volksanwaltschaft wenden. 

Die von Ihnen geschilderte Problemlage ist der Volksanwaltschaft bekannt, ich möchte Ihnen mit 

nachfolgenden Ausführungen einige Informationen geben. 

Ehemalige Heimopfer berichten über psychische, physische sowie sexuelle Misshandlungen und 

Gewalt während ihrer Unterbringung in Kinder- und Jugendheimen. Viele leiden bis heute unter 

den gesundheitlichen Folgen der Gewalt und der Misshandlungen. 

In allen Bundesländern, bei den Kirchen sowie bei einigen städtischen und privaten Trägern wur-

den Opferschutzstellen geschaffen, die die Ansuchen auf eine Pauschalentschädigung abwickeln. 

Neben einer pauschalierten Entschädigung wurde Betroffenen auch die Kostenübernahme für 

eine Psychotherapie gewährt. 

Wie Sie wissen, hat die Stadt Wien ihre Entschädigungsprojekte für ehemalige Heimopfer – die 

vom Weissen Ring abgewickelt wurden – bereits eingestellt. 

Therapeutische Hilfestellung kann auch nur mehr bis 31. März 2019 in Anspruch genommen wer-

den. Ehemalige Heimkinder von Wiener Einrichtungen werden von der Gemeinde Wien an das 

allgemeine Angebot des Psychosozialen Dienstes (PSD) verwiesen. Betroffene berichten von 
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langen Wartezeiten und kritisieren, dass sie bei diesem Angebot die Therapeuten - nicht wie in 

anderen Bundesländern - frei wählen können. 

Die Volksanwaltschaft wies die Stadt Wien darauf hin, dass Menschen, die in ihrer Kindheit bzw. 

Jugend Opfer von psychisch belastenden Situationen, körperlicher Gewalt oder sexuellen Miss-

brauchs waren, aufgrund dieser traumatischen Erlebnisse einer längerfristigen psychotherapeuti-

schen Behandlung bedürfen. Darüber hinaus sollte auch die Auswahl eines Psychotherapeuten 

ihres Vertrauens gewährleistet sein. 

Bedauerlicherweise lehnte die Stadt Wien die Inanspruchnahme von therapeutischen Hilfestel-

lungen über den 31. März 2019 sowie die Wahlfreiheit von Psychotherapeuten ab. 

Ich kann Sie auch darüber informieren, dass ich die vorliegende Thematik in den bald erschei-

nenden Bericht der Volksanwaltschaft über das Jahr 2017 an den Wiener Landtag  aufgenommen 

habe. 

Abschließend möchte ich Ihnen mitteilen, dass ich Ihre Unzufriedenheit über diese Situation ver-

stehen kann und versichere Ihnen, mich weiter einzusetzen. Es tut mir deshalb auch außeror-

dentlich leid, Ihnen bzw. den Betroffenen keine besseren Nachrichten überbringen zu können.  

Mit freundlichen Grüßen 

Volksanwalt Dr. Günther Kräuter e.h.  
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